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Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
 
für Ihr Schreiben vom 25. November 2003 zu den Auswirkungen der Verwaltungsreform im 
Wahlkreis Tübingen danke ich. Die etwas verspätete Antwort bitte ich vor dem Hintergrund 
der mit der Erarbeitung des Gesetzentwurfs zur Verwaltungsreform voll ausgelasteten Mit-
arbeiter nachzusehen.  
 
Die Einzelheiten des Bauvorhabens des Landkreises Tübingen für ein neues Landratsamt 
sind dem Innenministerium nicht bekannt, da es sich um eine kommunale Angelegenheit 
handelt. Die Nutzung des künftigen Landratsamtgebäudes und die Unterbringung des im 
Rahmen der Verwaltungsreform übergehenden Personals liegt ausschließlich in der Orga-
nisationshoheit des Landkreises. 
 
Generell ist zu bemerken, dass es gegenwärtig noch nicht absehbar ist, ob die derzeit von 
den von der Eingliederung betroffenen unteren staatlichen Sonderbehörden genutzten Lie-
genschaften des Landes auch in Zukunft ganz oder teilweise von den Landkreisen bzw. 
Stadtkreisen für die Unterbringung benötigt werden. Über den Finanzausgleich erhalten die 
Kreise aber in Zukunft die derzeit beim Land anfallenden Unterbringungskosten für die ein-
zugliedernden Behörden; wie diese Mittel eingesetzt werden, beispielsweise für die Anmie-
tung bestehender Behördengebäude vom Land, bleibt der Entscheidung der Kreise über-
lassen.  
 
 
Welche Maßnahmen die Landkreise zur Erzielung der Effizienzrendite für notwendig erach-
ten, lässt sich nicht allgemein beantworten. Aufgrund der unterschiedlichen örtlichen Struk-
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turen wird jeder Stadt- und Landkreis seine eigenen Konzepte entwickeln müssen. Das 
Land wird die Effizienzrendite durch einen jährlichen prozentualen Abzug im Rahmen des 
Finanzausgleichs realisieren. Die Maßnahmen zur Erzielung von Synergien sind von den 
Stadt- und Landkreisen zu entscheiden. 
 
Die ganze oder teilweise Eingliederung von Sonderbehörden in die Regierungspräsidien 
macht eine interne Neuorganisation der Präsidien durch die Landesregierung auf der Basis 
des vom Landtag verabschiedeten Verwaltungsreformstrukturgesetzes erforderlich. Das 
Innenministerium wird dem Ministerrat zu gegebener Zeit einen entsprechenden Vorschlag 
unterbreiten. Auf dieser Basis werden die Regierungspräsidien ihre künftigen Strukturen 
organisieren. Dabei werden sie für die einzugliedernden Bereiche ebenfalls eine Effizienz-
rendite zu erwirtschaften haben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Thomas Schäuble MdL 
 
 




